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der Ehepflichten und manches andere wıederholt siıch 1ler-
ulande ständıg, vielleicht auch anderwärts.Und dennoch ist ein

olches Nachforschen nıicht DU  ; völlig überflüss1g, sondern auvuch
Sanz zwecklos. Sobald namlıch das Hındernis VO. Furcht und
wang bewiesen ıst, genugt ach Call. 1136, 3, Ce11Ne prıvate
Wiıederholung des Konsenses ZU  bag Konvalidation der Ehe solut
nicht vielmehr MUu. die Einwilligung rechtlich vorgeschrIie-
ener Form, qlso VOTLFr dem Pfarrer oder Ortsordinarıiıus un
mındestens ZwWEe1 Zeugen egeben werden Wiırd dagegen das
Hındernis nıcht bewlesen ist die Lhe für den Rıchter guül-
Ug, SOM das Nachforschen ach etwalger prıvaten Konvalıda-
LLON Sanz zwecklos. Damit ıll jedoch nicht gesagt werden, daß
ach dem Verhalten des Brautteıiles, der unter dem Einflusse
VO  b wang un Furcht die Ehe geschlossen en soll VO  _

em ach dem Verhalten be1 der eıstun der ehelıiıchen iıch-
ten un be1 sonstıigen Liebesbewelsen seıtens des anderen Lihe-
gatten nıcht geforscht werden sollte Im Gegenteıl das Verhal-
ten des Brautteiles VO un!: insbesondere ach der Irauung
ann omente enthalten, die quf das Fehlen des Ehewillens
schließen lassen, WeLl S1C schon das Fehlen desselben nıcht
geradezu bewelsen Kann WIT, ıuß nıcht enthalilten
Auf keinen KFall braucht Ina.  b jedoch el eiNe etwaıge
nachträgliche prıvate Einwilligung die Ehe besorgt SC1H.

{ Marburg Drau. Prof Dr ın Mocnik

(Von der gerichtlichen oder gerichtsahnlichen Gewalt der
Ordensoherinnen un ihrer Assistentinnen,.) In dieser Zeitschri
hat laufenden ahrgang Nr A0 12375 Phiılıpp Hof{i-
ID Ee1Sier Cn H.) unter dem oben enannten 'Tıtel

Fall AUS dem rdensrecht behandelt dessen Lösung 90808
110e FEntgegnung notwendig machen scheıint S können ler
1LUFr die Grundgedanken des Verfassers erorier werden. 1ese
sınd Die orm der Entlassung VO Klosterfrauen DOMU-
tifceuH mıt zeitliıchen eliu.  en UrTrCcC. dıe (12neraloberın mıt Zu-
SUumMMUNg ihrer Assıstentinnen (can 647) ist e1in gerichtliches,
näherhın ein summarısches erfahren Da für dieses der Tund-
satz gılt CHN10O ludex  _ proprı1a AUSa, Ist der Fintlassungs-
eschiu. ungültig, WeNnnNn die Stimme Ratsmitgliedes, das

der Entlassung e1in persönliches Interesse hatte, das Abstim-
mungsergebnı1s entscheıdend beeinflußte Da uNnseren
die Generaloberin un ihre Assıstentinnen e1INe richterliche,
ezw. gerichtsähnliche Gewalt ben aben, sınd S1e Be-
sıtz VOo  e} 1urısdıictio ecclesiastica.

Diese sämtlıchen Behauptungen sınd als unrichtig ab-
zulehnen.

Das Kırchenrecht kennt Wel Formen des Vorgehens in
fioro externo. e1ım Entscheid ber kirchliche Rechte un: ich-
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ten der Gläubigen: den gerıchtliıchen un!: den außergerichtlichen
Weg elche Angelegenheiten qauf dem CmH; welche auf dem
anderen ZUuU erledigen sınd hat der eX nıcht klar und au
SC.  1e.  ich festgestellt Er verlangt den Gerichtsweg ausdruck-
ıch für diıe Verhängung Strafen vgl VE Ca  S 192

Z chließt ihn Aaus hel Maßnahmen, die dem Zweck
der kanonıschen Vısıtation dıenen (can 345) anderen Fäl-
len aßt em Ermessen des kırc.  ıchen OÖberen irel,
richtlich oder außergerichtlich vorzugehen, V Can 49, 83

Fur den gerichtlichen Weg sSind die Formen Sechau VOL-

gezeichnet ars des Liber Can. DD S1e gelten
aqausschließlich für dieses er‘  ren, SOweIlt nıcht das er die
Anwendung einzelner dieser Vorschriften auch SONS qusdrück-
lıch verfügt Das geriıchtliche Verfahren wıird VOTLTr 11211 kırch-
liıchen Gerichtshof regelmäßı: mıt dem 1Z124 als Vorsitzen-
den durchgeführt un endigt normalerweise mıft der sententıa,
dem Wahrspruch Urteil egen das Urteil können als ordent-
1C Rechtsmiuttel ergriffen werden die querela nulhlıtatıs die
Nichtigkeitsbeschwerde Wn SC11H formeller Rechtsbestan die
appellatıo, erufung, wWenn Se11 sachlıcher Inhalt angesitrıtien
werden soll DIie Berufung hat regelmäßig duspensivwirkung
(can. 18559, L Ausnahme das Urteil wird
VoO deren Eriedigung nıcht rechtskräftig. Dıie erufung geht
ZUuU übergeordneten Gerichtshof und etzter nstanz Aie
ota Romana.

lle Angelegenheıten, für die der Gerichtisweg nıcht aus-
druüucklich vorgeschrıeben ist können auf außergerichtlichem
ege erledigt werden, dem Verwaltungswege: extraiıudiclaliter
(can. 970), forma et extra1ıudiclalı (can. 1122, 1}}
VIa, linea disciplinari (can. 290, D, 253 27 AB 3, S1IC
scharf dem OTdo 1Ud1cCc1arıus gegenübergestellt wird) Das Ver-
fahren auf dem Verwaltungswege ist keine bestimmten
Rechtsformen ebunden, ofern nıcht Einzelfalle solche VOT-

geschrieben sınd ist summariıisch dem Ermessen des Oberen
ISt weılıter S5Spielraum ewährt Der Entscheid ergeht uUrc de-
cretum Machtspruch Verfügung des OÖberen Dagegen ıst 188(6)  -
iıch Rechtshbeschwerde die höhere Verwaltungs-
Nnstanz, etzter e1iNle römische kKongregation. Der Rekurs
hat gewöhnlich keine duspensivwirkung (Ausnahmen Ca  ; 647

2’ und 2146, S3 davon päter), das Dekret ist trotzdem
sogleıc vollstreckbar. Eın Unterbegriff ZUFFE lınea discıplinaris
iıst das orgehen paterno modo, das für diıe kanonische MI

besagtsıtation vorgeschrieben ist (can 345 vgl 513 2
Cc1InNn orgehen ohne feste Förmlıic.  eiten Gegensatz Zu Vor-
gehen ad NOoTMam u  ö ach festgesetzten Förmhc  eiten,
eınerlel, ob auf dem Gerichtsweg oder dem Verwaltungsweg
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S  810  Vn  Z Päs_toräifällé  Der lin-ea disciplinaris gehören auch die Verfahren an, die in  Pars III des Liber IV, can. 2142—2194, geregelt sind. Weil mit  beträchtlichen Rechtsförmlichkeiten umgeben, zählen sie unter  den‘ Oberbegriff De Processibus; andererseits eignen ihnen die  wesentlichen Merkmale des  Verwaltungsverfahrens:  Spruch-  behörde nicht der bischöfliche Gerichtshof, sondern der Or-  dinarius als solcher;  Entscheid durch Verwaltungsverfügung  (decretum) ; Rechtsmittel der Rekurs an die höhere Verwaltungs-  stelle (Congr. Concilii) mit_ Devolutivwirkung, mit Suspensivwir-  kung nur, soweit es sich um Entsetzung von Benefizien handelt,  deren Inhabern ja überhaupt ein erhöhter Rechtsschutz gewähr-  leistet ist.  Das Verwaltungsverfahren, soweit es nicht etwa ein Vor-  gehen paterno modo ist, verwechselt nun P. H. mit dem sum-  marischen Gerichtsverfahren des Rechtes vor dem Kodex und  konstruiert so für das geltende Recht ein summarisches Ge-  richtsverfahren, das im Kodex nicht einmal andeutungsweise  existiert. Folgerichtig weist, er in seinem „Summarischen Ge-  richtsverfahren‘‘  dem  entscheidungsberechtigten Oberen die  Rechtsstellung eines Gerichtshofes zu und stellt fest, daß zu  dessen Gültigkeit die Einhaltung der seiner Ansicht nach wesent-  lichen Erfordernisse eines Prozesses, die iure divino vel naturali  aut gentium bestehen, notwendig ist. Die Autoren, die er für  seine Auffassung ins Feld führt, reden, soweit sie vor dem Ko-  dex schrieben, vom summarischen Verfahren des alten Rechtes,  soweit sie das geltende Recht behandeln, klar vom Verwaltungs-  verfahren — ein völliges Mißverständnis.  Nach P. H. muß im „summarischen Gerichtsverfahren‘‘,  weil dem ius naturale angehörig, um der Gültigkeit willen auch  der Grundsatz eingehalten werden: nemo iudex in propria causa.  E ET TE  Kurz gesagt: Wenn ein „Richter‘“ im „Ssummarischen Gerichts-  verfahren“ in eigener Sache oder in einer Sache, an der er per-  sönlich interessiert ist, einen Entscheid trifft, so ist dieser un-  gültig. Allein dieser Satz gilt nicht einmal im formellen Ge-  richtsverfahren des Kodex. Freilich ist dem Richter durch can.  1613, $ 1, untersagt, seines Amtes zu walten in Sachen, an  denen er persönlich interessiert ist; ebenso können die Parteien  ihn als befangen ablehnen mit der Wirkung, daß er unzustän-  dig wird, falls ihrer Einrede stattgegeben wird (can. 1614 ff.).  Hat aber ein Richter, ohne daß die Einrede der Befangenheit  geltend gemacht wurde, trotz persönlichen Interesses an der  Sache das Urteil gesprochen, so ist dieses nicht um dessenwil-  len formell nichtig, es kann nicht um dessenwillen die Nichtig-  keitsbeschwerde erhoben werden (vgl. can. 1892 ff.). Das Urteil  ist formell gültig. Jenem, der sich durch seinen sachlichen In-  halt beschwert fühlt, steht der Weg der Berufung offen. DerPastoralfälle.
Def _ linea disciplinaris ehören auch die Verfahren: A dıe in
ars 111 des er 1 can. 2—2 erege sıind. Weil mıt
beträchtlichen Rechtsförmlichkeiten umgeben, zahlen sıe unter
den. Öberbegriff De Processibus: andererseıts eignen ihnen die
wesenthchen erKkmale des Verwaltungsverfahrens: Spruch-
behörde nıcht der bischöfliche Gerichtshof. sondern der Or-
dinarius als solcher; Entscheid Urc. Verwaltungsverfügung
(decretum):; Rechtsmittel der Rekurs diıe höhere Verwaltungs-
stelle Congr Oncilii) mıt Devolutivwirkung, mıiıt DdUSpensivwir-
ung Nu soweıt sich Entsetzung VOL Benefizien handelt,
deren nhabern ja überhaupt eın erhöhter Rechtsschutz gewähr-
elstet ıst

Das Verwaltungsverfahren, soweıt nıcht etwa eın Vor-
en paterno modo ist, verwechselt Nu aıt dem SUuMN-
marıschen Gerichtsverfahren des Rechtes VOTLr dem eX und
konstrulert für das eltende Recht eın summarısches Ge-
richtsverfahren, das 1m eX nıcht einmal andeutungsweise
existiert. Folgerichtig weıst ıin seinem „„dummarischen Ge
richtsverfahren‘“‘ dem entscheıidungsberechtigten Oberen dıe
Rechtsstellun eines Gerichtshofes un stellt Test, daß ZU
dessen Gültigkeit dıe Kınhaltung der seiner Ansıcht ach wesent-
Liıchen Erfordernisse eines Prozesses, die lure dıyino vel naturalı
qut gentium bestehen, notwendig ist DIie Autoren, die ür
seine Auffassung InNns Feld ührt, reden, soweıt sS1e VO dem Ko
dex schrıeben, VO summarıschen Verfahren des alten Rechtes.,
sSoweiıit sS1e das eltende ec. ehandeln, klar VO Verwaltungs-
verfahren eın völliges Mißverständnis.

ach mu 1m „„‚summarıschen Gerichtsverfahren“‘,
weıl dem 1USs naturale angehörTI1g, der Gültigkeit wıllen aquch
der Grundsatz eingehalten werden: emoO iudex in propria Causa e aa  Fa 79 PE
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Kurz gesagst Wenn eiIn „Richter‘“‘ 1m „SsSummariıschen Gerichts-
verfahren‘‘ ın eigener acC oder In einer ache, der per-
oönlıch interessiert ıst, einen Entscheid trifft, ist diıeser
gultıg Allein dieser Satz gılt nicht einmal 1im formellen Ge-
richtsverfahren des exXx Kreıilich ist dem Rıchter UrcC an
1613, 1, untersagt, selines Amtes walten in Sachen, u
denen persönlich interessiert ist; ebenso können die Partejıen
ihn qals efangen ablehnen mıt der Wirkung, daß H  unzustan-
dıg wIrd, falls ihrer Eiınrede stattgegeben wırd (can. 1614
Hat aber eın Kıchter, ohne daß die Einrede der Befangenheıt
geltend emacht wurde, TOTLZ persönlichen Interesses der
5ache das Urteil gesprochen, ist dieses nıcht dessenwil-
len formell nıchtig, ann nicht dessenwillen dıe Nichtig-keitsbeschwerde erhoben werden (vgl Can. 1892 ff.) Das Urteil
ist ormell gültig Jenem, der sıch Urc. seinen sachlichen In-
halt beschwert steht der Weg der erufung offen. Der
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Gerichtsähnliche Gewalt der Ordensoberinne: 811

Satz i1udex ıIn proprıa Causa stellt zunächst unter gewiSs-
SCn Eiınschränkungen 1ne moralische Forderung dar; besıtzt
abher rechtlıche Wiırkung 1U  — insofern, als sS1e ihm uUrc. das
posıtıve Gesetz verliehen wWwITd. FKur das kirchliche erfahren 1m
Verwaltungswege gılt G nıcht, abgesehen Vo qusdruüucklicher
Vorschrift 1m Einzelfall; es kennt auch nıcht die efugnı1s ZU  —

Linrede der Befangenheıt den entscheidungsberechtigten
Oberen: diese dem formellen Prozeßrecht entlehnen wollen,
ware E1n Mißbrauch der analogen Rechtsanwendung. Glaubt
jemand, daß Befangenheit den OÖberen einem ıhm ungun-
stıgen Entscheıd veranlaßt hat, annn Rekurs ZU höheren
Oberen ergreifen, jedoch bleibt dessen Verfügung, abgesehen
VoO abweichenden Vorschriften 1n Einzelfall, zunächst in Tra
Naturlich wIrd ughe1 un: persönliche Sauberkeıt den Oberen
en, persönlich da entscheıden, ein Privatinteresse
beteilıgt ist. Anders, WenNil das Interesse seines Amtes in ra
steht Und 1ler se1 1U hıngedeutet auf die bedenklichen prak-
tischen Folgen, dıe H.s Auffassung des Satzes: eINO i1udex in
Dropria Cau. für die obrıgkeıitliche Amtsführung hat Unschwer
können hböswilliıge oder querulante Untergebene De1l zahlreichen
Maßnahmen des Oberen dessen persönliche Interessiertheit be-
haupten, EeZwWwW herbeiführen (etwa durch Beleidigungen) und

dessen Handlungsfähigkeıt lähmen

Nun ZU Fall aja- Titia.
bezeichnet als ‚„„‚Summarısches Gerichtsverfahren“

Eauch dıe Form der Entlassung der Religi0sen miıt zeitliıchen Ge-
iubden ach C: 647 S1e ist indes reines Verwaltungsverfah-
F: Kigens betont uUuNnser Kanon in S82 un:! 3, daß 1ın der vorher-
ehenden Untersuchung die Entlassungsgründe ZWar festgestellt
und dem in ra stehenden Relıgiosen die Möglichkeı der
Rechtfertigung geboten. werden muß, daß aber die Grunde nicht
durch formelles Gerichtsverfahren erwliesen se1in brauchen.
Unseren Standpunkt vertreten auch mıiıt er wuüunschenswerten  e
Deutlichkeit die von für seıne Auffassung angeführten
Autoren chäfer un Palombo Eın Beweıs, daß sıch ler
u  = eın Gerichtsverfahren handle, soll 1980888 se1n, weıl dem Re-
uUrs das Entlassungsdekret Suspensivwirkung zugeschrie-
ben wırd can. 647, D Il. 9) Alleın diese ist uüberhaupt eın
entschei:dendes kKkennzeichen afür, daß ein Gerichtsverfahren
vorliegt. Sie erklärt sıch 1m vorlıiegenden Falle als notwendig
Aaus der Natur der ac. Hätte das Dekret TOLZ des Rekurses
Rechtskraft, so wäre der Religi0se damıt rechtsgültig entlassen
und seine Gelübde waren gelöst; hätte er nachher miıt seinem
Hekurs Erfolg, mußte Nneu aufgenommen werden, EeZW.
Profeß machen;: eine widersinniıge aCc.



Die Lösung des Falles Caja-Tıtıa ist also: Das FEntlassungs-
verfahren 'Titia ist reines Verwaltungsverfahren; die Ge-
neraloberın ist nicht Rıchterin, die Assıstentinnen sınd nıcht
Beısıtzer, Caja 1st nıcht nklägerın Sınn des Prozeßrechtes
Wenn dıe Konst:tutionen nıcht aqusdrucklich anders bestimmen
hat Caja TOLZ eventueller persönlicher Interessiertheit das
ec. der Katssıtzung mıt votum deliberativum teilzuneh-
INe  zn DIie Generaloberin annn ihr dieses ec. nıcht wehren
wohl aber iın raten, für dieses Mal der Sıtzung fernzubleiben

S1C he1ı iıhr Voreingenommenheit befürchtet Der unier maß-
ebender Mitwırkung der Caja zustande gekommene KNntassungs-
eschliu 1st gültig J1ıtıla ann dagegen Rekurs die Rehgiosen-
kongregation ergreifen un el anführen, daß die Ratsschwe-
ster Caja ihr ungunstıg gesinnt SC

Zuletzt och die rage Üben ere VOo Frauenkloöstern
indem S1C die FEntlassung VO  - zeıtlıch Professen besc.  1eßen,
kırchliche Jurisdiktion qus? bejaht das, allein offenen
Wiıderspruch e und Te Der eX Trklärt Can 118
infach Nur erıker können kırchliche Jurisdiktionsgewalt
1393915 en Diesen Grundsatz wendet Cal JO1, 1, auf
die klösterlichen Verhältnısse all: Die Oberen en potesta
domiınatıva Der ihre Untergebenen; den exemten Priester-
genossenschaften aber en S1C kirchliche Jurisdiktionsgewalt

iNNeren und außeren Bereich. ewl1 annn der aps sich
auch Laıen Jurısdiktion geben, aber behaupten, daß den
scharf un peremptorisch hingestellten Rechtsgrundsatz Nanl-
liıchen eX gesetzlıich und ohne Verweisung durc.  richt €l
doch dem obersten kırc.  1chen Gesetzgeber unerhörten

F
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Mangel Folgerichtigkeit zuschreıben. Wenn vollends manche
Autoren die Möglichkeit offen halten, daß der aps begrenz-
tem Umfang auch Frauen kırchliche Jurisdiktion verleihen
könne, dann darum, gewlsse tatsäachliıche geschichtliche Ver-
hältnisse bel Frauenabteien mıt EISCHNEIM Terrıtoriıum kır-
chenrechtliche Form Zu bringen; andere Autoren erklären
Frauen rundweg für unfählg, Träger kırc.  ı1cCher Jurisdiktion W

SCIN; Schäfer, De Religiosis”, 1931, 179, Fanfanı, il diıritto
rel1g10Se, 1931,

Zur Entlassung der Religiosen mıt zeıtliıchen eiu  en be-
dart ach dem eX nıcht der potestas lurısdictionis es SC-
u die dominatıiva. Zweifellos ist dıe I erfordert ZUT

Ausübung des kirc  ıchen Kıchteramtes strıiıkten Sınn. iıne
Verwaltungsverfügung aber annn sowohl Ta der 1, als
auch der on. erlassen werden. ıne charfe sachliche Ab-
STeNZUNS der aßnahmen dıe mı: dom getroffen werden
können, Vo diıe 1. voraussetzen, ist eX nıicht
egeben un eıtens der Doktrin schwer glic be-

N
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zeichnet 10308 die Entlassung Vvon Professen als ;„POcCHa ordinarı
deren Verhängun: DUr dem kirc  ıchen Richter der VOoO

Alleiın die Entlassung Vo  >aps beauftragten Laı1en zusteht  s
zeitlich Professen ıst überhaupt nıcht un nıcht PI1IMNar
Strafe, dıe Gründe aIur hliegen möglicherweiıse Sar nıcht auf
i  S  eite des Betroffenen sondern auf Seıite des Klosters (can 647

Z 1I1., 2) Der zeıtliıch Professe eiinde sıch eben och
Probezeiıt, die ihm und dem Kloster och Freiheit sichert. Wohl
aber ist die FEntlassung VO CWIS Professen eigentliche ırch-

%1C Vindikativstrafe, WE sS1e auch Can.,. 29291 nıcht mıt

aufgezählt ı1st Voraussetzung für deren Verhängung sınd De-
(can 649 656) Dementsprechend macht NUun der Kodex
scharfen Unterschie zwischen der Fmntlassung VOo zeıt-

Llich Professen un CWIS Professen hinsichtlich des Verfahrens
Während das ec. ersterer den Oberen auch laıkaler, }
auch weıblicher Genossenschaften zustehen annn wIıird letztere
STEeIs vermo$Sse der verfügt exemten Klerikalgenossen-
schaften Urc Urteil formellen Gerichtsverfahren, nıcht
exemten Männergenossenschaften pontifich uUrc Dekrei
die el ihrer Rechtswirksamkeıt der Bestätigung des ApoO-
stolıschen Stuhles edürfen; den Genossenschaften ıULCX
dioecesanı un: en Frauenklöstern verfügt die Fntlassung
VO  b CWIS Professen der. Apostolische u. bezw. der Bischo(d,
während den klösterlichen tellen DUr das ec der Antrag- DD a zstellung zukommt.

Die Doktrin stimmt mıt unNnseTreNl rgebnıs übereıin, vgl
. chäfer, . a. 765 Wernz-Vıda De Rehg10sS1s, Rom
1933 478 Es dürifte schwerlich e11 Autor für dıe egentel111ge
Meiınung aufzubringen SCU1NH.

Dıllıngen Donau. Prof Dr inzenz uUcC

(Mangelhafte Diakonatsweihe?) Be1l Diakonatsweihe
überreıichte der Bischof WIC gewöhnlıch mehreren zugleic. das
Evangehenbuch, sprach aber die zugehörigen orie der Eın-
zahl „Accipe potestatem legendi evangelium’ u wWwW. Diese
Diakone sınd inzwischen bereıts Priester geworden. War die
Diakonatsweihe ungultig? Ist wenigstens eIiwAas nachzuholen?

Antwort Dıiese el SE qgültig und nıchts nachzuholen.
Denn wesentlich ıst be1 der Diakonatsweihe LUFC daß der

Bischof den Weihewerbern die rechte and auf den Kopf jegt
und das Weihegebet spricht (Gasparrı, De ordinatione,

1049; Many, De ordinatione, 267 un: 268; Lehmkuhl,
Theologıa oralıs IIl! {1. 737) Das ıst ler offenbar geschehen
Die €el. Ist daher gültıg Sıe dürtfte olglic. nıcht wıederhoilt
werden selbst Wein das Evangelienbuch nıcht überreicht WOTI -

den WaTe. In olchen Falle ıst NU  Z die eNlende Übergabe


